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Die Hauptziele der polnischen Europapolitik bleiben Schutz und Weiterentwicklung des
Binnenmarkts, Streben nach einem ausbalancierten Verhältnis zwischen der Eurozone und
den übrigen Mitgliedstaaten sowie Stärkung der  demokratischen Kontrolle des europä-
ischen Projektes, welche Polen über die Wiedererlangung der zentralen Stellung von natio-
nalen Regierungen und Parlamenten zu erreichen sucht. Diese politische Agenda wurde
zunehmend durch die Auseinandersetzung mit europäischen Institutionen über umstrittene
innere Reformen und den kontroversen Umgang mit der Justiz überschattet.

Im Hinblick auf die Zukunft Europas betrachtete die polnische Regierung die Erklärung
und den Fahrplan von Bratislava als angemessenen Ausgangspunkt für den befürworteten
Reformprozess der Europäischen Union. Als die Debatte immer mehr in Richtung „diffe-
renzierter Integration“ rückte, thematisierte Polen stärker die damit verbundenen Risiken,
insbesondere in den Verhandlungen der Erklärung von Rom zum 60. Jahrestag der Römi-
schen Verträge. Angesichts der mit der Brexit-Entscheidung und mit dem Machtwechsel in
den USA verbundenen Unklarheiten betonte Polen sein Interesse an dem Erhalt der trans-
atlantischen Bande und setzte sich für die Zusammenarbeit zwischen der Europäischen
Union und dem Nordatlantikpakt (NATO) entsprechend der Gemeinsamen Erklärung vom
8. Juli 2016 ein.1 Die zentrale Bedeutung der NATO für die Verteidigung diente Polen
konsequent als Maßstab für die Bewertung sicherheitspolitischer Initiativen im europä-
ischen Rahmen.2 

Die enge Koordination innerhalb der Visegrád-Gruppe wurde fortgesetzt. Trotz polni-
scher Bemühungen wurde das Weimarer Dreieck als europapolitisches Konsultationsforum
nicht wiederbelebt. Die Beziehungen mit Frankreich blieben nach dem Rücktritt Polens
vom Kauf von Airbus-Hubschraubern belastet. Der misslungene Versuch der Regierungs-
partei Prawo i Sprawiedliwość (PiS), die zweite Amtszeit von Donald Tusk als Präsident
des Europäischen Rates zu verhindern, wirkte sich auf das Verhältnis zu Deutschland aus.

Streit um die Rechtsstaatlichkeit in Polen

Die Kraftprobe mit der Kommission im Rahmen des im Januar 2016 initiierten Rechts-
staatsverfahrens dauerte an. Nach der Verabschiedung des neuen Gesetzes über das Verfas-
sungsgericht  wurde  am 27.  Juli  2016 die  zweite  Stufe  des  Verfahrens eingeleitet.  Die
Kommission richtete Empfehlungen an Polen mit einer Umsetzungsfrist von drei Monaten
an Polen.  Polen  beklagte  „die Befangenheit  und  fehlendes Verständnis  von grundsätz-
lichen und inhaltlichen Aspekten der Reform“.3 Am 19. August machte die Kommission
die  vertrauliche  Stellungnahme zur Lage der  Rechtsstaatlichkeit  in  Polen vom 1.  Juni
öffentlich. Das offizielle polnische Antwortschreiben vom 27. Oktober wies darauf hin,

1 Siehe auch den Beitrag „Die Europäische Union und die NATO“ in diesem Buch.
2 Vgl. Witold Waszczykowski: Speech at the conference "The Future of EU-NATO Cooperation", 21 No-

vember 2016,  abrufbar unter:  http://www.msz.gov.pl/en/ministry/minister/speeches/speech_at_the_confe
rence__the_future_of_eu_nato_cooperation__ (letzter Zugriff: 31.7.2017).
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dass  ein  politischer  Streit  um Grundsätze  der  Funktionsweise  des  Verfassungsgerichts
keine Grundlage für die Feststellung einer systemischen Gefährdung der Rechtsstaatlich-
keit darstelle.4

Das Europäische Parlament beschloss die zweite Entschließung zur Lage in Polen am
14. September 2016. Insgesamt wurde Polen im Jahr 2016 zum Thema von vier parlamen-
tarischen Debatten (19. Januar, 13. September, 5. Oktober, 14. Dezember).

Im Kontext einer parlamentarischen Krise in Polen wegen der Vorgehensweise bei der
Verabschiedung des  Haushaltsgesetzes  wurde  am 21.  Dezember  2016 eine  ergänzende
Empfehlung mit zweimonatiger Antwortfrist gesendet. Zu diesem Zeitpunkt betrachtete die
polnische Regierung den Streit um das Verfassungsgericht als gelöst.5 In der offiziellen
Antwort wurde darüber hinaus auf die „politische Motivation” vom Ersten Vizepräsiden-
ten  Frans  Timmermans  hingewiesen.6 Die  Forderungen  von europäischen  Institutionen
bezüglich  Maßstäben  verfassungsrechtlicher  Überprüfung  sowie  weiterer  umstrittener
Maßnahmen wurden in Kreisen der polnischen Konservativen oft der Voreingenommen-
heit zugeschrieben.7 

Die von der Kommission kritisierten Umstände sowie Defizite im Dialog mit polni-
schen Vertretern wurden im Rat für Allgemeine Angelegenheiten unter der maltesischen
Präsidentschaft am 16. Mai 2017 diskutiert. Die Europäische Kommission erzielte damit
Erfolg, ohne jedoch die Aussichten auf eine Lösung des Streites zu bewirken.

Migrations- und Asylpolitik8

Die Haltung der polnischen Regierung zum hohen Migrationsdruck auf Europa blieb von
sicherheitspolitischen Bedenken geprägt. Sie wehrte sich weiterhin entschieden gegen jede
Art von verpflichtenden Verteilungsmechanismen und beharrte auf die Bewahrung eigener
Entscheidungsmacht über die Asyl- und Migrationspolitik. In ihrer Kritik an Vorschlägen
für eine Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems, die auch die finanziellen
Sanktionen bei der Nichtaufnahme von Asylbewerbern beinhaltete, wurde die Regierung
von  allen  politischen  Kräften  im Parlament  mit  zwei  Resolutionen  unterstützt.9 Diese
restriktive Linie hatte grundsätzlich Rückhalt in der Gesellschaft.

Nichtsdestotrotz wollte Polen seine Konstruktivität durch die Erhöhung der Ausgaben
für humanitäre Hilfe  sowie durch Beiträge zum Schutz der  Außengrenzen der Europä-

3 Ministry of Foreign Affairs: Polish government’s response to Commission Recommendation of 27.7.2016,
abrufbar  unter:  http://www.msz.gov.pl/en/news/mfa_statement_on_the_polish_government_s_response_
to_commission_recommendation_of_27.7.2016 (letzter Zugriff: 31.7.2017).

4 Ebd.
5 Ministry of Foreign Affairs: Statement on the European Commission’s decision to issue a complementary

Recommendation to the Polish Government regarding the rule of law in Poland of 22.12.2016, abrufbar
unter:  http://www.mfa.gov.pl/en/c/MOBILE/news/mfa_statement_on_the_european_commission_s_decis
ion_to_issue_a_complementary_recommendation_to_the_polish_government_regarding_the_rule_of_law
_in_poland (letzter Zugriff: 31.7.2017). 

6 Ministry of Foreign Affairs: Statement on Poland’s response to European Commission’s complementary
Recommendation  of  21.12.2016,  abrufbar  unter:  http://www.msz.gov.pl/en/news/mfa_statement_on_
poland_s_response_to_european_commission_s_complementary_recommendation_of_21_december_201
6_ (letzter Zugriff: 31.7.2017).

7 Siehe auch Austausch zwischen Witold Waszczykowski und Frans Timmermans, Munich Security Confe-
rence  2017  "The  Future  of  the  European  Union:  United  or  Divided?",  abrufbar  unter:  https://www.
youtube.com/ watch?v=pPezDoOjApg (letzter Zugriff: 31.7.2017).

8 Siehe auch den Beitrag „Asyl-, Einwanderungs,- und Visapolitik“ in diesem Buch.
9 Beschlüsse des Sejms vom 21.10.2016 und 2.12.2016, in: Monitor Polski, 2016, Position 1017 und 1183. 
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ischen Union  (via  Frontex  oder  bilateral)  beweisen.  Im Rahmen der  Visegrád-Gruppe
wurde ein Konzept der „flexiblen Solidarität“ als Kompromisslösung vorgeschlagen.10 Die
Migrationskrise wurde als eine europäische Herausforderung anerkannt, der zentralistische
Ansatz der Europäischen Kommission jedoch stets kritisiert. Als Hauptaufgabe wurde der
Schutz der EU-Außengrenzen gesehen. Umso bedeutender wurde für Polen, dass der Sitz
von Frontex mit erweiterten Aufgaben als Europäische Agentur für die Grenz- und Küsten-
wache in Warschau blieb. Nach langjährigen provisorischen Umständen wurde der recht-
liche Status von Frontex durch ein Abkommen vom 9. März 2017 gesichert.11 

Die  PiS-Regierung weigerte  sich,  die Verpflichtungen umzusetzen,  welche aus zwei
Ratsbeschlüssen vom September 2015 über eine befristete Notverteilungsregelung inner-
halb der Union hervorgingen. Zwar wurden Vorbereitungen getroffen, um die erste Gruppe
der Schutzsuchenden in Polen aufzunehmen, dies scheiterte jedoch an den hohen Hürden
der polnischen Behörden für Sicherheitsüberprüfungen. Parallel beteiligte sich Polen als
Streithelfer im Gerichtsverfahren über diesbezügliche Klagen von Ungarn und der Slowa-
kei.  Da Polen seit  Dezember 2015 Umsiedlungen weder vorgenommen noch zugesagt
hatte, war das Land dem wachsenden Druck der Europäischen Kommission und der Kritik
anderer Mitgliedstaaten, darunter Italien und Griechenland, ausgesetzt. Diese Forderungen
wurden einerseits mit dem Argument abgewiesen, dass die Umsetzung grundsätzlich schei-
terte, andererseits mit einer Verschärfung der Rhetorik. Warschau wollte eine Revision der
Annahmen und Grundsätze des bisherigen Krisenmanagements erreichen. Letztlich leitete
die Kommission am 14. Juni 2017 ein Vertragsverletzungsverfahren ein – neben Polen
auch gegen die Tschechische Republik und Ungarn. Polen wurde auch mit Forderungen
konfrontiert, die Strukturfonds vom Beitrag in der Asylpolitik (und Rechtsstaatlichkeits-
standards)  abhängig  zu  machen  sowie  die  Migrationsherausforderungen  im  nächsten
Mehrjährigen Finanzrahmen auf Kosten der Kohäsionspolitik stärker zu berücksichtigen.

Wirtschafts- und Energiepolitik

Als überzeugte Fürsprecherin des Binnenmarkts setzte sich die polnische Regierung für
den Erhalt der vier Freiheiten ein und war bereit,  sich „gegen Initiativen, die sich auf
soziale Ziele berufen, aber protektionistischer Natur sind“, zu wehren.12 

Polen kritisierte, dass die Europäische Kommission trotz Einwänden vieler nationaler
Parlamente an der Revision der Entsenderichtlinie festhielt, obwohl diese gegen das Subsi-
diaritätsprinzip verstieße. Mit seinem Widerstand war Polen erneut auf einem Kollisions-
kurs mit Frankreich, das eine noch weitergehende Verschärfung der Entsendungsregeln mit
Hinweis auf angebliches „social dumping“ forderte. Die Suche nach einem Kompromiss
wurde schwieriger, nachdem sich die Europäische Kommission in ihrer Mobilitätsstrategie
„Europa in Bewegung“ vom 30. Mai 2017 dafür aussprach, auch Kraftfahrer als entsandte
Arbeitnehmer zu betrachten.  Aus polnischer Sicht  wird dadurch die Balance  zwischen
Schutz von Arbeitskräften und Dienstleistungsfreiheit gestört. Neue Regeln für grenzüber-
schreitende Lkw-Fahrten könnten sich negativ auf die europäische Wettbewerbsfähigkeit
auswirken sowie das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts gefährden. Für Polen

10 Joint Statement of the Heads of Governments of the V4 Countries, Bratislava, 16.9.2016, abrufbar unter:
http://www.visegradgroup.eu/calendar/2016/joint-statement-of-the-160919 (letzter Zugriff: 31.7.2017).

11 Ministry of Interior and Administration: Poland and Frontex sign the agreement on the Frontex headquar-
ters in Warsaw, abrufbar unter: https://mswia.gov.pl/en/news/926,Poland-and-Frontex-sign-the-agreement-
on-the-Frontex-headquarters-in-Warsaw.html (letzter Zugriff: 31.7.2017).

12 Beata Szydło: Wir wollen eine einige Europäische Union, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 21.4.2017.
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steht viel auf dem Spiel, da das Land einen Anteil von 24 Prozent an Transportdienstleis -
tungen innerhalb  der  Europäischen  Union  hat  und  im Transport-  und  Lagerwesen  6,5
Prozent des Bruttoinlandsproduktes erwirtschaftet werden.13 

Die PiS scheiterte mit dem Versuch, die im Wahlkampf angekündigte Besteuerung von
großen Handelsketten  einzuführen.  Nach einer  eingehenden  Untersuchung erklärte  die
Kommission am 30. Juni 2017 die geplante Einzelhandelssteuer wegen des umsatzbasier-
ten progressiven Steuersatzes für unvereinbar mit den Vorschriften für staatliche Beihilfen.

Im Energiebereich erwiesen sich die Vorschläge zum Strommarktdesign im Rahmen des
Winterpaketes vom 30. November 2016 als besonders heikel.14 Der geplante CO2-Grenz-
wert für Kapazitätsmärkte von maximal 550 Gramm pro Kilowattstunde, mit einer Über-
gangsfrist von fünf Jahren für bestehende Kraftwerke, würde auch hochmoderne Kohle-
kraftwerke von Kapazitätsmechanismen ausschließen und im Fall von Polen einen rapiden
Kohleausstieg mit erheblichen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kosten erzwingen.
Wegen des in einem solchen Fall steigenden Importbedarfs von Erdgas würde das Land
sicherlich  an  seiner  energetischen  Unabhängigkeit  einbüßen.  Deswegen  pocht  Polen
darauf, den CO2-Ausstoß auch durch Modernisierung der Kohlenkraftwerke verringern zu
dürfen und Ausnahmeregelungen oder längere Anpassungsfristen zu erhalten. Außerdem
versucht Polen, den Vorschlag für eine Verordnung über den Elektrizitätsbinnenmarkt im
Rahmen der Subsidiaritätskontrolle durch die nationalen Parlamente zu entschärfen. Auch
die angestrebte Reform des Emissionshandels war mit erheblichen Risiken für die pol-
nische Wirtschaft behaftet.

Bei Gaslieferungen bemühte sich Polen, den europäischen Vorgaben entsprechend, um
Diversifizierung von Quellen. Den geplanten Bau von Nord Stream 2 hielt man in Polen
dagegen als Mittel zur Stärkung der marktbeherrschenden Stellung von Gazprom in Mitte-
losteuropa. Nach polnischer Ansicht soll die von der Kommission vorgeschlagene Verein-
barung mit Russland im vollen Umfang im Rahmen des bestehenden EU-Rechts umgesetzt
werden, ohne ein paralleles Rechtsregime zu schaffen. Außerdem ging die polnische Seite
gerichtlich gegen den Beschluss der Europäischen Kommission vom 28. Oktober 2016
vor, der Gazprom die erweiterte Nutzung von Kapazitäten der Opal-Pipeline genehmigte,
was die Monopolisierung der Leitung hätte erleichtern können.

Schlussfolgerungen 

Die tiefe politische und gesellschaftliche Polarisierung in Polen wirkte sich immer stärker
auf die  europapolitische  Ausrichtung der  Regierungspartei  aus.  Dies  manifestierte  sich
auch auf der europäischen Ebene in einem selbstsicheren Kommunikationsmodus sowie in
der  Bereitschaft,  dafür  hohe politische  Kosten  zu tragen.  Die  Auseinandersetzung mit
europäischen  Institutionen  machte  polnische  Positionen  in  wichtigen  europapolitischen
Fragen angreifbar  (Zukunft  des  europäischen Projektes,  Haushalt,  Binnenmarkt).  Trotz
kritischer  Einschätzung der  Funktionsweise der  Europäischen Union hielt  sich die  PiS
jedoch von hart europaskeptischen Strömungen fern. 
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13 Pricewaterhouse Coopers: Rynek pracy kierowców w Polsce, 2016, S. 6.
14 Siehe auch den Beitrag „Energiepolitik“ in diesem Buch.
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